ae 
Geſetz-Sammlung 
für die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 4. 


— 


(Nr. 2410.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 24. November 1843., die Amortiſation der 
zins baren Kapital⸗Kriegsſchuld der Stadt Elbing betreffend. 


Dun Meine Order vom 25. Auguſt d. J. habe Ich bereits den Mir von 
Ihnen vorgelegten Plan zur Tilgung der zinsbaren Kapitalſchuld der Stadt 
Elbing vom 31. Juli d. J. genehmigt, und deſſen Ausführung in der Art ge⸗ 
ſtattet, daß die einzuloͤſenden Obligationen, je nachdem fie entweder unter, oder 
nicht unter dem Nennwerthe kaͤuflich find, nach dem Voͤrſenkurſe angekauft, 
oder durch das Loos beſtimmt und nach ihrem Nennwerthe realiſirt werden. — 
Mit Bezug hierauf beſtimme Ich nach Ihrem Antrage vom 23. v. M., daß 
die Inhaber der ſolchergeſtalt durch das Loos gezogenen Elbinger Stadtobliga⸗ 
tionen verpflichtet ſeyn ſollen, drei Monate nach der, von der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden zu bewirkenden Bekanntmachung der gezogenen Nummern, 
die Kapitalien zum vollen Nennwerthe, nebſt den bis zu jenem Termine laufen⸗ 
den Zinſen, bei der Kriegsſchulden-Kaſſe in Elbing in Empfang zu nehmen. 
Die etwa unabgehoben bleibenden Kapitalbetraͤge ſollen nicht weiter verzinſet 
werden, da die ferneren Zinſen der ausgelooſeten Obligationen von dem gedach⸗ 
ten Zahlungstermine ab, dem Tilgungsfonds zufallen muͤſſen. Ich beauftrage 
Sie, hiernach das Weitere zu veranlaſſen und dieſe Beſtimmung durch die 
Geſetz⸗ Sammlung zur Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Charlottenburg, den 24. November 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminiſter Rother, v. Vodelſchwingh und Gr. v. Arnim. 
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(Ausgegeben zu Berlin, den 19. Januar 1844.) 
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(Nr. 2411.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 1. Dezember 1843., wegen eines feſtzuſetzenden 
Präkluſivtermins zur Einreichung von Bordereaux oder Quittungen der 
Salzwedelſchen und der Arendſee⸗Seehauſenſchen Kreiskaſſen über Bei— 
träge zu der durch das Ausſchreiben der Potsdammer Kriegs- und Do— 


mainenkammer vom 2. Dezember 1806., den genannten Kreiſen auferleg- 
ten Kriegskontribution. 


Auf Ihren Bericht vom 17. v. M. genehmige Ich hiermit, daß die In⸗ 
haber von Quittungen der Salzwedelſchen und der Arendſee-Seehauſenſchen 
Kreiskaſſen, oder von Vordereaux über dergleichen bei der Kommiſſion mixte 
in Magdeburg eingereichte Quittungen über Beiträge zu der durch das Aus— 
ſchreiben der Kriegs- und Domainenkammer zu Potsdam vom 2. Dezember 
1806. den genannten Kreiſen aufgelegten Kriegskontribution, deren Verbriefung 
durch Kurmaͤrkiſche Obligationen bisher unterblieben iſt, von Seiten des Dber- 
Praͤſidiums zu Magdeburg nochmals durch die Amtsblaͤtter der Regierungen zu 
Magdeburg, Merſeburg und Potsdam aufgefordert werden, dieſe Quittungen 
oder Bordereaux bei demſelben binnen einer Friſt von drei Monaten, vom Tage 
des Aufrufes an, zur Verifikation und Feſtſtellung einzureichen. Die beim Ablaufe 
dieſer Friſt nicht eingereichten Quittungen oder Bordereaux ſollen praͤkludirt und 
werthlos ſeyn. Zugleich ermaͤchtige Ich die Hauptverwaltung der Staatsſchul⸗ 
den, die bei der Verifikation richtig befundenen Betraͤge mit Zinſen vom 1. Ja⸗ 
nuar 1823. ab, baar auszuzahlen. — Gegenwaͤrtige Beſtimmungen ſind durch die 
Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 1. Dezember 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter Gr. v. Arn im und die Hauptverwaltung der Staats⸗ 
ſchulden. 


(Nr. 2412.) 


er De 

(Nr. 2412.) Allerböchſte Kabinetsorder vom 1. Dezember 1843. wegen Beſtimmung derje⸗ 
nigen Regierung, welche bei Betheiligung mehrerer Regierungsbezirke das 
Verfahren in Bewäſſerungs angelegenheiten zu leiten hee. 


. ermaͤchtige Sie nach Ihren Antrage vom 11. v. M. in den Faͤllen, 
in denen nach Vorſchrift des Geſetzes über die Benutzung der Privatſluͤſſe vom 
28. Februar d. J. S$. 19. u. f. die Vermittlung der Polizeibehoͤrde zum Ber 
huf einer Bewaͤſſerungsanlage, durch welche Grundſtuͤcke in den Bezirken meh— 
rerer Regierungen betroffen werden, in Anſpruch genommen wird, eine dieſer 
Regierungen mit der oberen Leitung des geſammten Verfahrens und nament⸗ 
lich mit der Abfaſſung aller in demſelben zu erlaſſenden Praͤkluſionsbeſcheide zu 
beauftragen. — Dieſe Beſtimmung iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 1. Dezember 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminiſter Gr. v. Arnim. 


Nr--24 130 * wegen Feſtſtellung des Wiſpelmaaßes. Vom 1. Dezember 1843. 


Aa. 8 A. 8 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. | 
beſtimmen zur Ergänzung der Maaß⸗ und Gewichts⸗Ordnung vom 16. Mai 

1816. auf den Antrag Unſers Staatsminiſteriums hierdurch: 
daß unter einem Wiſpel oder Winſpel beim Getreidehandel überall vier 
und zwanzig Berliner Scheffel zu Drei Tauſend zwei und ſiebenzig 
Kubikzoll verſtanden werden ſollen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 1. Dezember 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. 


Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. Frhr. v. Buͤlow. v. Bodel— 
ſchwingh. Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. 


(Nr. 2412 — 22149) 2 (Nr. 2414.) 


— AA — 
Nr. 244). Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Dezember 1843., wegen der Amtskautionen 


22 4 derjenigen Rendanten, welche bei den aus Staatsfonds unterhaltenen 
* A Gerichten zugleich die Salarienkaſſe und die Depoſttalkaſſe verwalten. 


D in den Orders vom 11. Februar 1832. und vom 15. April 1837. keine 
Beſtimmung daruͤber getroffen worden, nach welchem Verhaͤltniſſe in dem Falle, 
wenn eine Salarienkaſſe und eine Depoſitalkaſſe zugleich von Einem Beamten 
verwaltet werden, die nach Höhe des Geſammt-⸗Dienſteinkommens deſſelben be⸗ 
ſtimmte Amtskaution fuͤr die eine und die andere Kaſſe verhaftet iſt, ſo will 
Ich auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 10. d. M. hierdurch Fol⸗ 
gendes feſtſetzen: : 
1) Werden bei einer aus Staatsfonds unterhaltenen Gerichtsbehoͤrde die 
Salarienkaſſe und Depoſitalkaſſe zugleich von Einem Beamten ver⸗ 
waltet, fo fol die nach Höhe feines Geſammt⸗Dienſteinkommens be⸗ 
ſtimmte Amtskaution ohne Ruͤckſicht auf das etwa für jede Kaſſen⸗ 
verwaltung beſonders ausgeſetzte Dienſteinkommen zur einen Haͤlfte fuͤr 
die Salarienkaſſe, und zur andern Hälfte für die Depofitalfafe, zus 
gleich aber ſubſidiariſch zu ihrem ganzen Betrage fuͤr jede Kaſſe haf⸗ 
ten, dergeſtalt, daß, wenn die für die eine Kaffe beſtimmte Haͤlfte 
der Kaution zur Deckung des Defekts bei dieſer Kaſſe nicht ausreicht, 
die für die andere Kaffe beſtimmte Hälfte, ſoweit' dieſe nicht zur 
Deckung der bei der letztern Kaſſe vorgefallenen Defekte erforderlich 
iſt, auch zur Deckung der Defekte bei der erſteren zu verwenden iſt. 
2) Die Beſtimmung unter 1. ſoll auch in dem Falle, wenn dem Beam⸗ 
ten, welcher zuerſt nur eine der gedachten Kaſſen verwaltet hat, ſpaͤter 
zugleich die Verwaltung der andern uͤbertragen wird, Anwendung fine 
den, jedoch mit der Maaßgabe, daß in dieſem Falle die nunmehr nach 
Hoͤhe des Geſammt⸗Dienſteinkommens beſtimmte Kaution fuͤr diejeni⸗ 
gen Defekte, welche etwa ſchon vor der Uebertragung der zweiten 
Kaffe in der erſten entſtanden waren, mindeſtens zu demjenigen Be⸗ 
trage zunaͤchſt haftet, welchen die Kaution vor jener Uebertragung ge⸗ 
habt hatte. 
Diefe Beſtimmungen find durch die Gefeg- Sammlung bekannt zu machen. 
Berlin, den 22. Dezember 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


— — —.— 


(Nr. 2415.) 
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N- 24150 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Dezember 1843., die Annahme der Eiſen⸗ 
ag Ad. bahnaktien als pupillen⸗ und depoſitalmäßige Sicherheit betreffend. 


Nachdem Ich durch Meine Order vom 22. November v. J. angeordnet habe, 
daß die Ausführung der von den vereinigten ftändifchen Ausſchuͤſſen fuͤr ein 
dringendes Beduͤrfniß erachteten, umfaſſenden Eiſenbahnverbindungen auch durch 
Uebernahme einer Garantie fuͤr die Zinſen der Anlagekapitalien von Seiten des 
Staats befoͤrdert werden ſolle, beſtimme Ich auf den Antrag des Staatsmini⸗ 
ſterums vom 5. d. M., daß die Order vom 3. Mai 1821. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung Seite 46.), betreffend die Annahme der Staatsſchuldſcheine als pupillen⸗ 
und depoſitalmaͤßige Sicherheit, auch auf diejenigen Eiſenbahnaktien oder Eiſen⸗ 
bahnobligationen Anwendung finden ſoll, für welche bis zur Ruͤckzahlung der 
darin angelegten Kapitalien die Zinſen vom Staate unbedingt garantirt worden 
ſind, oder kuͤnftig garantirt werden. Betraͤgt jedoch der vom Staate garan⸗ 
tirte Zinsſatz bei der einen oder andern Eiſenbahn weniger als Drei und ein 
halb Prozent, fo dürfen Gelder der Pflegebefohlenen in dergleichen Eiſenbahn⸗ 
Aktien oder Obligationen nur mit Genehmigung der dem Vormundſchaftsge⸗ 
richte vorgeſetzten Behoͤrde angelegt werden. Die gegenwaͤrtige Order iſt durch 
die Geſetz⸗Sammlung bekannt zu machen. 


Berlin, den 22. Dezember 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


(Nr. 2418 — 246.) . (Nr. 2416.) 


a ae 


Ar. 24169 Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Dezember 1843., wegen Beſtrafung der 
9 Kontraventionen gegen die Kontrolvorſchriften der über. die Mahl. ‚und, 
i Schlachtſteuer erlaſſenen Ortsregulative. 


Fur Beſeitigung der Zweifel, welche bei einigen Gerichten Darüber entſtanden 
find, ob die von dem Finanzminiſter nach S. 16. c. und S. 19. des Mahl⸗ und 
Schlachtſteuer⸗Geſetzes vom 30. Mai 1820. zu ertheilenden Vorſchriften uͤber 
dasjenige, was zur Kontrole der Steuer entweder allgemein, oder wegen oͤrtlicher 
Verhaͤltniſſe zu beobachten iſt, nur für die im §. 16. c. jenes Geſetzes namentlich 
erwaͤhnten Muͤller und Schlaͤchter, oder auch fuͤr andere Gewerbtreibende ver⸗ 
bindlich ſind, will Ich auf den Bericht des Staatsminiſteriums vom 10. d. M. 
hierdurch Folgendes beſtimmen: 

1) Die Kontrolvorſchriften der, von dem Finanzminiſter erlaſſenen, oder 

noch zu erlaſſenden oͤrtlichen Mahl- und Schlachtſteuer⸗Regulative, fo 
wie die, auf die Uebertretung dieſer Kontrolvorſchriften angedrohten Ord⸗ 
nungsſtrafen bis zum Betrage von Zehn Thalern, finden auf alle Ge⸗ 
werbtreibende Anwendung, deren Gewerbe ſich auf die Verfertigung von 
Gegenſtaͤnden der Mahl⸗ und Schlachtſteuer, oder auf den Handel mit 
ſolchen Gegenſtaͤnden bezieht. 

2) Der Finanzminiſter ift ermächtigt, in den mahl- und ſchlachtſteuerpflich⸗ 
tigen Städten, wo eine Kontrole der Viehbeſtaͤnde noͤthig befunden 
worden, die deshalb getroffenen Anordnungen auch auf Viehhaͤndler, 
Viehmaͤſter und uͤberhaupt auf ſolche Gewerbtreibende, welche ihres Ge⸗ 
werbes wegen Vieh halten, auszudehnen, und Uebertretungen gleichfalls 
mit Ordnungsſtrafen bis zu Zehn Thalern zu bedrohen. 

Dieſe Beſtimmungen find durch die Geſetz⸗Sammlung zur oͤffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 
Berlin, den 22. Dezember 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 


(Nr. 2417.) 
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AN- Verordnung, das Verbot der Ehe zwiſchen Stief oder Schwiegereltern und, 
lei: Stief⸗ oder Schwiegerkindern betreffend. D. d. den 22. Dezember. 1843. 

8 0 Sal al, AR . 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König ven n 
Preußen ꝛc. ıc. | ee ae, ie 


verordnen zur Ergänzung der Beſtimmung des S. 5. Tit. 1. Th. II. des Allges 
meinen Landrechts und mit Aufhebung des 8. 62. des Anhangs zum Allgemeinen 
Landrecht, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums und nach vernomme⸗ 
nem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsraths ernannten Kommiffion, 
was folgt: 
Die Wiederverheirathung einer Perſon, deren eheliche Verbindung 
durch den Tod oder durch richterlichen Ausſpruch aufgeloͤſt worden, mit 
Ascendenten oder Descendenten ihres fruͤhern Ehegatten iſt auch dann 
verboten, wenn das Verhaͤltniß zu dem letztern auf einer unehelichen 
Zeugung beruht. 
Eine Dispenſation von dieſem Verbote findet nicht Statt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1843. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. Muͤhler. Eichhorn. v. Savigny.“ 


Beglaubigt: 
Bornemann. 


Nr. 2117 — 2418.) (Nr. 2418.) 


Ei u en 


—(Nr..2418) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 22. Dezember 1843., betreffend die Nichtan⸗ 
.. wendung des 5. 40. Tit. 23. Th. I. der Allgemeinen Gerichts ordnung 
auf undermögende Kirchen und Pfarreien. 


Ai den Bericht des Staatsminiſteriums vom Aten d. M. bin Ich damit 
einverſtanden, daß in den Faͤllen, in denen Kirchen und Pfarreien mit Ruͤckſicht 
auf die Beſtimmung im S. 713. Titel 11. Theil II. des Allgemeinen Landrechts 
als unvermoͤgend zu betrachten und deshalb in Prozeſſen zum Armenrechte zu⸗ 
gelaſſen worden find, die Vorſchrift des §. 40. Titel 23. Theil I. der Allgemei⸗ 
nen Gerichtsordnung keine Anwendung finden kann. Dieſe Beſtimmung iſt 
durch die Geſetz⸗-Sammlung zur offentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 22. Dezember 1843. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatminiſterium. 


